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Weinmann: Hasskriminalität im Netz muss mit aller Kraft bekämpft werden

Gerichte und Staatsanwaltschaft müssen für Cybercrime gestärkt und spezialisiert werden.

Zur Vorstellung der Pläne zur Umsetzung des Gesetzes gegen Rechtsextremismus und Hasskriminalität
im Internet durch die Justizministerin auf der heutigen Landespressekonferenz, sagt der stellvertretende
Vorsitzende und rechtspolitische Sprecher der FDP/DVP-Fraktion, Nico Weinmann:

 

„Durch die Meldepflicht von Hass-Postings für soziale Netzwerke wird die Justiz noch stärker in Anspruch
genommen werden, als ohnehin schon. Deshalb begrüßen wir es, dass die Justizministerin handeln will.
Straftaten im Bereich der Hasskriminalität sind in den letzten Jahren sprunghaft angestiegen, auch weil
offenbar der Verfolgungsdruck im Internet noch immer als zu gering wahrgenommen wird. Polizei und
Justiz müssen personell und materiell so ausgestattet werden, dass Hasskriminalität rechtsstaatlich
effektiv bekämpft werden kann. Die jetzt angekündigten Schritte reichen dabei jedoch nicht aus. Auch der
vor einiger Zeit eingerichtete Kabinettsausschuss ändert nichts an der bestehenden Problematik.
Insbesondere braucht es nicht nur Richter, Staatsanwälte und Polizei, sondern auch Servicemitarbeiter in
den Geschäftsstellen müssen dringend aufgestockt werden. Sonst bleibt vor lauter Bürotätigkeiten keine
Zeit, die Verfahren selbst anzugehen.

Um der besorgniserregenden Entwicklung Einhalt zu gebieten, ist es wichtig, dass strafbare Inhalte nicht
nur gelöscht, sondern auch verfolgt werden. Hierzu ist es neben einer verbesserten Ausstattung von
Polizei und Justiz beispielsweise geboten, die Schwerpunktstaatsanwaltschaften Cybercrime in
Mannheim und Stuttgart zu stärken sowie an wenigen Gerichten im Land Kammern mit
Spezialzuständigkeit für Cybercrime und Hasskriminalität zu schaffen. Die jetzt angekündigten
Spezialdezernate in den Staatsanwaltschaften begrüßen wir ausdrücklich, dürften jedoch nicht
ausreichen, um das Gesamtproblem der Netzkriminalität effektiv zu bekämpfen. Von herausragender
Bedeutung ist aber, die Medienkompetenz insbesondere bei jungen Menschen zu erhöhen und auf eine
Diskussionskultur hinzuwirken, die auch eine abweichende Meinung achtet und von einem respektvollen
Umgang getragen ist.“

 


